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Nachfolgend finden Sie einen Überblick der Ereignisse und Themen, die uns in der Kalenderwoche 41/23 beschäftigt haben. Kon-
taktadressen für Fragen und Anregungen finden Sie am Ende dieser Zusammenfassung. Ich wünsche Ihnen eine schöne Zeit und 
viel Spaß beim Lesen,

										          Ihr Michael Kaufmann

Prof. Dr. Ing. MICHAEL KAUFMANN MdB

KURZ–KNAPP–KAUFMANN
DER WOCHENRÜCKBLICK	  (KW 41/23)

KOMMENTAR ZU POLITIK UND TAGESGESCHEHEN

10. Oktober ´23
Mit der AfD KEINE Er-
höhung des Rentenein-
trittsalters!

In letzter Zeit kursieren verstärkt 
Behauptungen, die Alternative 
für Deutschland wolle die Men-
schen bis 70 arbeiten lassen. Das 
ist falsch.
Ganz im Gegenteil setzen wir 
uns vehement dafür ein, dass das 
Renteneintrittsalter nicht weiter 
erhöht wird.
Hierzu hat meine Kollegin Ulrike 
Schielke-Ziesing, Rentenpoliti-
sche Sprecherin der AfD-Frak-
tion und Mitglied im Ausschuss 
für Arbeit und Soziales, heute 
eine Pressemitteilung herausge-
geben.
Hier unsere Forderungen, die im 

Übrigen jeder Mensch guten Willens in unserem Eckpunktepapier zur Altersversorgung nachlesen kann:
1. Niemand soll über die Altersgrenze von 67 Jahren hinaus arbeiten müssen.
2. Wer 45 Jahre eingezahlt hat, darf ohne Abschläge auch früher in Rente gehen.
3. Wer freiwillig länger arbeiten möchte, soll die Möglichkeit dazu haben.
Es ist wohl dieser letzte Punkt, der von unseren Kritikern in böswilliger Weise verdreht und für ihre falschen Behauptungen benutzt 
wird. Lassen Sie sich davon nicht irreführen. Mit der AfD wird es keine weitere Erhöhung des Renteneintrittsalters geben. Das steht 
fest.
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13. Oktober ´23

Die Agentur für SprungInnovationen 
(SPRIND) ist ein 2019 gegründetes 
Unternehmen des Bundes, das For-
scher mit Ideen, die großes Verände-
rungspotenzial haben, unterstützen 
soll, ihre Erfindungen zur Marktreife 
zu bringen.
Eine gute Idee, die bisher jedoch 
von viel zu viel Reglementierung ge-
hemmt wurde.
Die Ampel bringt nun das so genann-
te „SPRIND-Freiheitsgesetz“ auf den 
Weg, geht aber auch dabei viel zu zag-
haft und halbherzig vor.

Das habe ich in meiner Rede am 13. Oktober deutlich gemacht: https://www.youtube.com/watch?v=PqO7UMKOjnk

12. Oktober ´23

Am 12. Oktober gab es eine Debatte 
am „zu den sechs Nachhaltigkeitsprin-
zipien der Deutschen Nachhaltigkeits-
strategie“

Mein Fazit: Die Regierung betreibt Eti-
kettenschwindel mit „Nachhaltigkeit“.
Meine Rede dazu können Sie unter fol-
gendem Link abrufen:

Video: https://www.youtube.com/
watch?v=gCczH_5zktg

12. Oktober ´23

Wieder neigt sich eine aufregende 
Woche in Berlin dem Ende zu.
Das alles beherrschende Thema war 
natürlich der terroristische Überfall 
der Hamas auf Israel. Wir als AfD ste-
hen dabei fest an der Seite Israels, der 
einzigen Demokratie im Nahen Os-
ten. Dass die Bundesregierung diese 
Terrororganisation über das UNRWA 
finanziert und deren Unterstützer in 
großer Anzahl ins Land holt, ist er-
schreckend und skandalös. 
Weitere Themen:
- Etikettenschwindel Nachhaltigkeit

- Wahlerfolge der AfD in Bayern und Hessen
- Kehrtwende der Bundesregierung in der Migrationspolitik - echt oder vorgetäuscht?
Das Video können Sie unter folgendem Link abrufen: https://www.facebook.com/watch/?v=783781146852285

https://www.youtube.com/watch?v=PqO7UMKOjnk
https://www.youtube.com/watch?v=gCczH_5zktg
https://www.youtube.com/watch?v=gCczH_5zktg
https://www.facebook.com/watch/?v=783781146852285
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PARLAMENTARISCHE SITZUNGSWOCHE
Der Konflikt auf dem historischen Gebiet 
von Palästina, auf dem der Staat Israel 
errichtet wurde, hat am 7. Oktober eine 
nie dagewesene Eskalation erlebt, deren 
Ausmaße jetzt noch nicht absehbar sind.
•	 Die Details des Überfalls mit Raketenan-

griffen der „Terrororganisation“ Hamas 
(bei palästinensischen Wahlen wieder-
holt erfolgreich) auf israelisches Gebiet 
inklusive Morden und Geiselnahmen sind 
bekannt:

•	 Die Angriffe konnten sogar vor dem ge-
fürchtetsten Geheimdienst der Welt, dem 
israelischen Mossad,  verborgen bleiben.

•	 Als Reaktion kündigt Präsident Netanya-
hu Rache an, beschießt nun zivile Ziele in 
Gaza.

•	 Die EU zahlte bislang knapp 700 Mio. 
jährlich Entwicklungshilfe an die Palästi-
nenser. „Die Sicherheit Israels ist deutsche 
Staatsraison“, so verkündete Angela Mer-
kel 2008 vor der Knesset. 

•	 Und auch Kanzler Scholz wiederholt diese 
Bestätigung. Nach „we stand by Ukraine“ 
folgt jetzt „we stand by Israel“. 

•	 Laut Boris Pistorius hat Israel bereits um 
Munition für Kriegsschiffe gebeten.

•	 Die Kampfhandlungen im Nahen Osten 
haben schon längst weitere Kreise gezo-
gen: Der Libanon, Syrien und ganz explizit 
der Iran, Verbündeter von Russland ste-
hen im militärischen Fokus.

•	 2022 berichtete die Tagesschau von Waf-
fenschmuggel aus der Ukraine in die EU: 
Europol: Waffenschmuggel aus der Ukrai-
ne | tagesschau.de     - Sitzen wir auf einem 
selbst gebauten Pulverfass?

•	 Währenddessen tritt der Krieg in der Uk-
raine in den Hintergrund.

Das gleiche Schicksal hat das vermut-
liche Attentat auf den Partei- und Frak-
tionsvorsitzenden der AfD, Tino Chrupal-
la.
•	 In einer eigenen Pressekonferenz schilder-

te der immer noch sichtlich angeschla-
gene Politiker am Mittwoch sachlich von 
einer bestätigten Einstichstelle am Ober-
arm und von einer Strafanzeige gegen die 
Staatsanwaltschaft, die wohl Blutwerte 

veröffentlicht habe, ohne ihn als Betroffe-
nen überhaupt in Kenntnis zu setzen.

•	 Wir wünschen ihm weiterhin gute Gene-
sung.

Dienstag

Turnusmäßige Neuwahl des Fraktions-
vorstands der AfD
•	 Die beiden Fraktionsvorsitzenden Weidel 

und Churpalla wurden bestätigt, ebenso 
die Parlamentarischen Geschäftsführer 
Baumann, Brandner, Komning und Fröm-
ming.

•	 Bei den Stellvertretenden Fraktionsvorsit-
zenden wurden Münzenmaier und von 
Storch bestätigt, Holm und Kleinwächter 
wurden durch König und Keuter ersetzt.

Mittwoch

Die parlamentarische Woche begann am 
Mittwoch mit der Regierungsbefragung 
mit Min. Baerbock (Außen) und Min. 
Lemke (Umwelt & Verbraucherschutz).
•	 Frau Baerbock stand durch die aktuelle 

Situation im Fokus.
•	 Die AfD kritisierte in vielen Fragen nicht 

nur die mannigfachen Hilfen der UN 
und EU für die Palästinenser (unter an-
derem von dem UN-Hilfswerk UNRWA, 
wo von ins. 8,3 Mrd. € Hilfsgeldern nicht 
nur Schulbücher in Gaza finanziert wer-
den), sondern auch antiisraelische Het-
ze.

•	 Sie prangerte außerdem an, dass die 
Jusos mit einer Schwesterorganisation 
der Fatah verpartnert sind, dass Claudia 
Roth auf der Dokumenta antisemitische 
Kunst für gut hieß, dass jährlich am 
Brandenburger Tor israelische Flaggen 
verbrannt werden, dass die Hamas sich 
in Videos für den Erhalt von Waffen aus 
der Ukraine bedanken, usw.

•	 Min. Baerbock antwortete zwar gut in-
formiert, jedoch unbefriedigend im In-
halt.

•	 Der Abgeordnete Jürgen Braun wollte 
von Frau Lemke wissen, was sie gegen 
willkürliche Bankkündigungen unter-

nehme (wovon seit Jahren nicht nur 
Bundestagsabgeordnete der AfD be-
troffen sind). Sie zeigte sich sehr ver-
ständnisvoll und wolle dies – wenn 
auch nicht gesetzgeberisch - wo mög-
lich, unterbinden.

•	 Am LNG-Terminal auf Rügen laufen un-
gehindert Chloreinleitungen ins Meer, 
so Martin Sichert. Gem. Aussage von Fr. 
Lemke wäre diese Einleitung nicht ge-
setzlich erlaubt.

In der folgenden Fragestunde konnte die 
AfD wieder auf den ersten Plätzen glän-
zen und grillte den Staatsminister beim 
Bundeskanzleramt, Carsten Schneider.
•	 Bernd Schattner und Stephan Brandner 

bohrten zu Themen wie folgt: 
•	 Deutschlands Wirtschaft schrumpft im 

kommenden Jahr um 0,5 Prozent, im 
ersten Hj 2023 meldeten 20,5 Prozent 
mehr Unternehme ggü. dem Vorjahr  In-
solvenz an • Spritpreise bewegen sich 
bei einer 2 vor dem Komma • Am Erwei-
terungsbau des Kanzleramts mit fast 1 
Mrd. Kosten wird trotzdem festgehal-
ten, obwohl es dann größer wird, als das 
Weiße Haus, der Elyseé-Palast und Dow-
ning-Street No. 10 zusammen • Bis Ende 
Sept. wurden mehr Asylanträge gestellt 
als im gesamten Jahr 2022, Deutschland 
allein nimmt 32 Prozent aller Flüchtlin-
ge der EU auf • [...usw...]

•	 Herr Schneider konnte angesichts der 
ungelösten Probleme nur abwiegeln:

•	 Es wäre eigentlich ein Wirtschaftsein-
bruch von 10% erwartet worden ange-
sichts der (wie wir wissen, selbst verur-
sachten) Gasverknappung.

•	 Eine standesgemäße Unterbringung 
der Bundesregierung sei jedenfalls er-
forderlich, so Schneider sinngemäß.

Als nächstes Thema wurde die „Raum-
fahrtstrategie“ der Bundesregierung 
(20/8550) debattiert.
•	 Dr. Anna Christmann, Koordinatorin 

bei der Bundesregierung für Luft- und 
Raumfahrt:

•	 Wir sind der stärkste Zahler bei der 

https://www.tagesschau.de/investigativ/swr/ukraine-krieg-waffenschmuggel-eu-101.html
https://www.tagesschau.de/investigativ/swr/ukraine-krieg-waffenschmuggel-eu-101.html
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ESA – außderdem freute sie sich, dass 
Deutschland „unter ferner liefen“ an 
vielen spannenden Projekten teilhaben 
darf.

•	 Dirk Brandes, Mitglied im Ausschuss 
Klimaschutz und Energie, stellte die Ver-
hältnisse klar: 

•	 Zwei Galileo Satelliten müssen mit einer 
Musk-SpaceX-Rakete von amerikani-
schem Boden starten, Deutschland hat 
bis heute noch nicht einmal einen eige-
nen Zugang zum Weltall in Form eines 
Raketenstartplatzes, bei peinlichen Ab-
sichtserklärungen wie der Bekämpfung 
des Klimawandels im All, lacht die Welt 
über uns.

•	 Tatsächlich sind wir nur noch Zuschauer 
im Weltall.

In erster Lesung brachte die AfD aktuelle 
und höchst überfällige Anträge ein:
•	 „Verbot der Organisationen ‚Volksfront 

für die Befreiung Palästinas‘ (PFLP) und 
‚Samidoun‘“ (20/8738),

•	 „Angesichts des Terrorangriffs der Ha-
mas auf Israel – Mittelvergabe an das 
Hilfswerk der Vereinten Nationen für 
Palästina-Flüchtlinge im Nahen Osten 
umgehend stoppen“ (20/8739) 

•	 „Erziehung von Kindern in den paläs-
tinensischen Gebieten zum Terroris-
mus verurteilen – Finanzierung durch 
Deutschland sofort beenden“ (20/8740)

•	 Nach 40 minütiger Debatte wurde an 
die Ausschüsse überwiesen.

Donnerstag

Am Donnerstag Morgen trat Kanzler 
Scholz mit ernster Miene in Anwesen-
heit des israelischen Botschafters und 
des Bundespräsidenten Steinmeier mit 
einer Regierungserklärung zum Terror in 
Israel ans Rednerpult.
•	 Er bekräftigte die deutsche Solidarität 

mit Israel, man wolle einen Flächen-
band verhindern und er kündigte an, 
die Hamas und weitere in Deutschland 
agierende islamistische Verbände zu 
verbieten.

•	 Jürgen Braun war es erneut, der die jah-
relangen Versäumnisse benannte: Der 

neue Judenhass in Deutschland kommt 
vom ungehinderten Einlass moslemi-
scher Extremisten.

•	 Ein Entschließungsantrag der Ampel 
incl. der CDU/CSU-Fraktion mit Solidari-
tätsbekundungen (20/8736) wurde ein-
stimmig angenommen.

Eine Aussprache über die Prinzipien der 
Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie be-
traf fast alle Ressorts und die Aussprache 
nahm entsprechend ca. 4 Stunden Zeit in 
Anspruch.
•	 Sowohl Prof. Michael Kaufmann, als 

auch Dr Rainer Kraft betonten, dass die 
vielleicht wohlgemeinten Ambitionen 
für eine bessere Welt bislang das Ge-
genteil erreicht haben.

•	 Prof. Kaufmann hierzu: Die hehren 
Nachhaltigkeitsziele sind quasi ein Fei-
genblatt für einen großen Betrug, die 
Gesellschaft soll in eine ökosozialisti-
sche Dystopie umgestaltet werden, tat-
sächlich geht es um Ausbeutung.

•	 Und Dr. Kraft: Die einst offene Gesell-
schaft wurde durch offene und unkon-
trollierte Grenzen zerstört, wo sich jetzt 
tausende Menschen über hundertfache 
Morde im Nahen Osten freuen.

•	 Es handelt sich um die Umsetzung der 
Agenda2030, so Markus Frohnmaier, 
also die Umverteilung unseres Wohl-
stands in den globalen Süden. Das ist 
der Kommunismus des 21. Jahrhun-
derts.

Die CDU mutiert unter dem Druck der 
Bevölkerung zu einer AfD-Kopie: Antrag 
in erster Lesung „Bezahlkarte einführen 
– Sachleistungsprinzip konsequent um-
setzen“ (20/8729).
•	 Stephan Stracke, CDU als Wolf im Schafs-

pelz: Wir wollen die irreguläre Migration 
stoppen.

•	 Gerrit Huy von der AfD enttarnte ihn: 
Schon vor einem Jahr haben wir in 
unserem Antrag unter dem Titel „So-
zialstaatsmagnet sofort abstellen“  das 
gleiche gefordert, und das hat die CDU 
damals abgelehnt.

•	 Es erfolgte Überweisung in den Aus-
schuss Arbeit und Soziales.

In der ersten Lesung wurde der Ampel-
Antrag „Einstufung Georgiens und der 
Republik Moldau als asylrechtlich siche-
re Herkunftsstaaten“ (20/8629) beraten.
•	 Immerhin sind sowohl Georgien, als 

auch Moldau Beitrittskandidaten zur EU, 
und die Bundesregierung vermutet hier 
folgerichtig, dass in diesen Staaten kei-
ne Verfolgungsgefahr vorliegt. Fakt ist 
aber, dass die Union den selben Antrag 
schon im Juni eingebracht hatte, der im 
Bundesrat dann scheiterte.

•	 Werden die Grünen im Bundesrat jetzt 
wieder alles zum Kippen bringen und 
warum kommt der Antrag denn jetzt 
überhaupt von der Koa? 

•	 Dr. Christian Wirth: Und was nützen 
Schaufenstergesetze, wenn nicht ab-
geschoben wird? – „Deutschland hat 
1992 einen EU-Vertrag unterschrieben, 
in dem uns zugesagt wurde: freie Bin-
nengrenzen unter der Bedingung von 
sicheren Außengrenzen….Wir (AfD) 
werden jeden an der Grenze zurückschi-
cken, der aus einem sicheren Herkunfts-
land kommt und auch den Autokraten 
in Marokko, Tunesien und der Türkei 
keine Milliarden hinterherwerfen, ohne 
dass etwas passiert…“

Information für alle Kontoinhaber: Trotz 
des BGH-Urteils von 2021, welches als 
rechtswidrig erachtet, dass geänder-
te AGB der Bank automatisch in Kraft 
treten, wenn der Kunde nicht innerhalb 
einer bestimmten Frist widerspricht, gilt  
dies aktuell weiterhin.
•	 Der Kunde muss aktiv zustimmen, an-

sonsten droht ihm Kontokündigung sei-
tens der Bank.

•	 Entsprechende Anträge der CDU, dies 
zu ändern, scheiterten am Donnerstag 
in der 3. Lesung.

Erste Lesung SPRIND-Freiheitsgesetz 
(20/8677).
•	 Zu den Hintergründen: Das BMBF hat in 

2019 der Gründung einer Gesellschaft 
zugestimmt, die „hochinnovative Ideen 
aus Wissenschaft und Forschung und 
Wirtschaft in Produkte und Dienstleis-
tungen umsetzen wird“. 
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•	 Geschäftsführer ist Herr Rafael Laguna 
de la Vera, sie soll gem. HH-Plan 2024 
mit 190,2 Mio. € ausgestattet werden. 

•	 Prof. Michael Kaufmann begrüßte die 
Agentur ausdrücklich, was man im Ge-
setzesentwurf lesen kann, ist aber kurz 
gegriffen und halbherzig. So sollen ver-
mutlich hoffnungsvolle Startups Gewin-
ne an den Bundeshaushalt abführen 
und anschließend nur unter Umständen 
zu 50% wieder zurückerhalten. Markt-
wirtschaftliches Denken fehlt auch beim 
Marketing und der „Promotion“ dieses 
Katalysators für florierende Zusammen-
arbeit von Wirtschaft und Forschung.

•	 Es erfolgte Überweisung in den Aus-
schuss.

Der Bundestag hat in dritter Lesung den 
intensiveren Kampf gegen Geldwäsche 
beschlossen, gegen alle Oppositions-
fraktionen.
•	 Der Antrag „Stärkung der risikobasier-

ten Arbeitsweise der Zentralstelle für 
Finanztransaktionsuntersuchungen“ 
(20/8294) wurde in geänderter Fassung  
(20/8793, 20/8796) angenommen.

•	 „Es ist ein Bürokratiemonster“, so Jan 
Wenzel Schmidt, und nicht nur das, ein 
im Gesetz vorgeschlagenes Gremium 
zur Überwachung der „FIU“ soll explizit 
die AfD ausschließen. Ein Kommentar 
erübrigt sich. 

Die AfD forderte in erster Lesung ein 
Ende der sozial-ökologischen Transfor-
mation mit Antrag 20/8741.
•	 Staatliche Markteingriffe, Technologie-

verbote und marktverzerrende Anreize 
müssen beendet werden.

•	 Der Wirtschaftsausschuss berät feder-
führend.

Freitag

Der Freitag wurde mit der Debatte zur 
ersten Lesung des Gesetzes „zur Stär-
kung von Wachstumschancen, Inves-
titionen und Innovation sowie Steuer-
vereinfachung und Steuerfairness“ 
(Wachstumschancengesetz, 20/8628) 
eröffnet.
•	 Verbesserungen bei der steuerlichen 

Abschreibung, Investitionsprämien für 
Klimaschutz, zeitliche Erweiterung der 
Verrechnung von steuerlichen Gewin-
nen mit Verlusten und Ausgaben für FuE 
sollen steuerlich besser abgesetzt wer-
den können.

•	 Bei Steuereinnahmen in Rekordhöhe 
(in 2022 rund 896 Mrd. Euro) sind diese 
kleinen Steuergeschenke in Höhe von 7 
Mrd. € pro Jahr für das Gewerbe nur ein 
Tropfen auf den heißen Stein. 

•	 Klein klein auf 250 Seiten in über 20 Ge-
setzen!

•	 Jörn König in seiner Rede: Was der Mit-
telstand braucht, wäre Bürokratieabbau. 
Die USA machen uns mit dem Inflation-
Reduction-Act vor wie es geht: 738 Mrd. 
USD Entlastung. „Ihre Gesetze sind nur 
Mäusekino“ und die deutschen Unter-
nehmen wandern in die USA ab

Der Gipfel der undemokratischen politi-
schen Arbeit kam im Kleid eines Entwurfs 
für ein Stiftungsfinanzierungsgesetz der 
Koalition in Zusammenarbeit mit der 
Union daher (20/8726).
•	 Um es kurz zu fassen: Mit diesem Gesetz 

will die Koa die missliebige AfD von dem 
700-Millionen-Topf ausschließen, den 
sich die etablierten Parteien jährlich für 
ihre parteinahen Stiftungen gönnen.

Die AfD brachte parallel einen Alterna-
tiventwurf  „über die Rechtsstellung und 
die Finanzierung parteinaher Stiftun-
gen“ (20/8737) ein.
•	 Man bedenke, dass dieser Topf etwa das 

3,6fache Volumen hat, das alle Parteien 
über die staatliche Parteienfinanzierung 
erhalten.

•	 Die Verwendung ist intransparent, eine 
Kontrolle durch das Parlament mangel-
haft, mit anderen Worten: Ein Selbstbe-
dienungsladen auf Kosten der Steuer-
zahler.

•	 Das Bundesverfassungsgericht hatte 
nur aufgrund der Klage der AfD die jahr-
zehntelange verfassungswidrige Selbst-
bedienung der Altparteien gekippt, der 
nun vorgelegte Entwurf ist „ein dreistes 
Lehrstück von Machtmissbrauch und 
Vetternwirtschaft“, so Peter Boehringer 
in seiner Rede.

•	 Nicht nur, dass Parteien erst nach 3 Le-
gislaturperioden im Bundestag in den 
Genuss der Stiftungsförderung kom-
men sollen, nein, Frau Faeser in Zusam-
menarbeit mit dem Verfassungsschutz 
sollen auch noch darüber entschei-
den, wer sich in welcher Form dafür 
qualifiziert, denn schon ein willkürlich 
erdachter Verdachtsfall kann Stiftun-
gen ausschließen. Der Entwurf ist also 
passgenau darauf hin ausgearbeitet, 
nur eine Partei von den Geldern auszu-
schließen.

•	 Der Innenausschuss berät. Wir halten 
auf dem Laufenden.

Antrag der AfD: Zuwanderung muss 
sich für Deutschland lohnen – Stabile 
Sozialsysteme brauchen Transparenz“ 
(20/7665).
•	 Der AfD-Antrag wurde in erster Lesung 

debattiert.
•	 Deutschland muss den Beitrag von Mi-

gration zur gesetzlichen Kranken-, Ren-
ten- sowie Arbeitslosenversicherung 
nach dänischem Vorbild erfassen.

•	 Die dänische Studie unterscheidet klar 
zwischen Dänen, Menschen aus west-
lichen Ländern, aus nicht-westlichen 
Ländern und Zuwanderern aus dem 
Nahen Osten, Nordafrika, Pakistan und 
Türkei.

•	 Der Ausschuss für Arbeit und Soziales 
übernimmt die Federführung.
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EPTA CONFERENCE 2023 - BARCELONA

STAMMTISCH IN HERMSDORF

09. - 10. Oktober ´23:
Eindrücke der Delegationsreise zur „EPTA Conference and Council 2023“ im „Parlament de Catalunya“ in Barcelona

13. Oktober ´23:
Eindrücke vom Stammtisch mit Prof. Kaufmann in Hermsdorf mit Denny Jankowski und Wiebke Muhsal
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WAHLKREISSCHLAGZEILEN DER WOCHE

• Könitzer Pozellan-Unternehmen ist nun im Insolvenzverfahren, aber noch aktiv (Unterwellenborn)

• Flüchtlingsunterkünfte werden vor allem im SHK zur Debatte: Neue sollen entstehen und finanziert werden.

• Saalfelder Klinikum bekommt 91,5 Millionen Euro Fördermittel vom Land: Ein Teil für die Sanierung des Altbaus, darüber hinaus 
soll ein neues Bettenhaus entstehen. Die Räume im Altbau sollen dann an Arztpraxen oder Sozialdienste vermietet werden

• Thüringens Bürgerbeauftragter ist der Meinung, dass wir zu wenig Personal in den Behörden haben und es deswegen zum Be-
arbeitungsstau kommt. Dafür könnte es aber auch andere Gründe geben, wie beispielsweise:
1. Generell zuviele neue Auflagen, Gesetze und Bürokratie an sich.
2.Wie Herr Martin Renner in seinem Vortrag schön ausgeführt hatte: Er kritisierte die allgemeine Unfähigkeit Entscheidungen 
treffen zu wollen, überall werde die Verantwortung in Teams verwaschen und weitergeleitet ...“Teamwork ist organisierte Ver-
antwortungslosigkeit!“.
3. Könnte man sich einmal die Arbeits- Pausen- und Fehlzeitenzeiten in Behörden genauer anschauen.

Prof.  Dr.-Ing.

Michael Kaufmann, MdB
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